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An den Herrn 

IMisidenten des Deutschen Bundestages 


Hierdurch beehre ich mich, die Anfrage Nr. 95 der Abgeordneten 
Strauß, Kemmer, Dr. Jaeger, Spies, Stü eklen und Genossen 
betreffend Einziehung zur 1 remdenlegion - Nr. 1111 der Druck- 
sachen - wie folgt zu beantworten: 

Die in der Anfrage geschilderten Tatbestände über angebliche 
Einziehung von Anwärtern für die Luftwaffe der französisdien 
f remdenlegion im Gebiet der Bundesrepublik sind der Bundes- 
regierung nicht bekaniii geworden. 

Tkis französische Hohe Kommissariat hat zu Pressemeldungen 
über die in der Anfrage behandelten Nachrichten am 30. Juni 
1950 folgende Erklärung veröffentlicht: 

„Verschiedene deutsche Zeitungen vom 30. Juni 1950 
behaupten, daß die französische Fremdenlegion deutsche 
lÜloten einberuft. Sie fügen hinzu, daß sich Anwerbungs- 
büros iu Ehrenbreitstein und Recklinghausen befänden. 
Das Hohe Kommissariat der Französischen Republik 
dementiert auf das Entschiedenste diese angeblichen 
Informationen, deren kommunistische und nationalistische 
Inspiration offensichtlich ist. Es befinden sich keinerlei 
Bestandteile der h remdenlegion in der französischen 
1 ;uftwaffe. Es befindet sich in Ehrenbreitstein keinerlei 
Anwerbungsbüro irgendwelcher Art. Das Hohe Kommissa- 
riat der Französischen Republik weiß nichts von der 
Existenz eines Anwerbungsdienstes in Recklinghausen. 
Wenn eine solche Stelle existiert, dann hat sie keinerlei 
Verbindung mit den französischen Dienststellen.” 


Dmdit Peter Meter, ßnUÖcrf-Slegbnr^ 
aileln-Vertrlebt Dr. Han» Heger, Anbernach, Breite Straße so 
«nö WIcababen, NletzfdieBr. l 



Darüber hinaus hat der französische Hohe Kommissar der 
Bundesregierung ausdrücklich mitgeteilt, daß in der Bundes- 
republik keinerlei Werbetätigkeit irgendwelcher französischer 
Stellen für die Fremdenlegion entfaltet werde. Eine von fran- 
zösischen Dienststellen eingerichtete Zentralstelle in Offenburg 
habe nur die Aufgabe, die überaus zahlreichen freiwilligen 
ßewerbungen deutscher Staatsangehöriger zu sichten und unge- 
eignete Elemente von der Fremdenlegion fernzuhalten. 

Das britisdie Hohe Kommissariat hat zu den in der Anfrage 
Nr. 95 wiedergegebenen Nachrichten folgende Erklärung abge- 
geben : 

„Es gibt kein britisches oder auch deutsches Büro in 
Recklinghausen, das sich mit der Anwerbung oder Ein- 
ziehung zur Fremdenlegion beschäftigt. Die zwei britisdien 
Resident Officers in Recklinghausen, die befragt wurden, 
erklärten ausdrücklich, mit der Sache nichts zu tun zu 
haben. Eine Einheit der britischen Luftwaffe ist nie in 
Recklinghausen gewesen. Es befand sidi dort nur eine 
Dienststelle der GCLü (German (Üvil Labour Organi- 
sation). Diese wirbt nur Personal (z. B. Kraftfahrer, Haus- 
arbeiter) zur Verwendung für britische Behörden auf 
deutschem Boden an.” 

Nähere Einzelheiten über den Umfang der freiwilligen Meldungen 
deutscher Staatsangehöriger zum Dienst in der Fremdenlegion 
stehen der Bundesregierung nicht zur Verfügung. 

Die Strafbestimmung des Strafgesetzbuches über die Anwerl)ung 
für fremde Heere (§ 141 a) ist durch Besatzungsrecht (Kontroll- 
ratsgesetz Nr. 11, Artikel 1) aufgehoben worden. Eine ent- 
sprechende Strafbestimmung soll durch § 83 der Sirafrechts- 
änderungsnovelle, die dem Bundestag in Kürze zugelien wird, 
wieder eingeführt werden. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Blüelier 



